
Müssen Terror und Gewalt 
einfach ertragen werden? 

Die Zahl der Anschläge nimmt wieder zu, ebenso die Opfer. Dabei 

ist es oft nur ein glücklicher Umstand, der dazu führt, dass nicht 

noch mehr Tote und Verletzte zu verzeichnen sind. So sprengte 

sich eine Terrorzelle in Spanien selber in die Luft, als die jungen 

Islamisten mit 120 Propanfalschen eine Bombe bauen wollten. 

Zunächst ging die Polizei von einem Gasunfall aus, jedoch sorgte 

die große Zahl von Propangasflaschen für weitere Ermittlungen.  

Trotz der steigenden Terrorgefahr und der berechtigen Angst 

innerhalb der Bevölkerung wollen die Vertreter der 

Zuwanderungsaltparteien dieses Problem weiterhin politisch 

korrekt behandeln. Wie brisant die Lage in Deutschland ist, zeigte 

sich jüngst an einer Äußerung der Bundesanwaltschaft gegenüber 

dem Justizminister, die medial kaum berücksichtigt wurde. Die 

Zahl der Terrorverfahren sei zuletzt so dramatisch gestiegen, 

dass "die Grenzen der Leistungsfähigkeit der Bundesanwaltschaft 

erreicht sind".  Selten hat ein Generalbundesanwalt vorher so 

deutliche Worte gewählt. Die Zahl der Terrorverfahren in den 

vergangenen Jahren ist in Deutschland erheblich gestiegen.  Die 

Taten in Berlin und Ansbach haben gezeigt, dass eine regelrechte 

Fernsteuerung des Dschihadisten bis zum Anschlag erfolgen 

kann.  Die Bundesanwaltschaft wird in diesem Jahr bis zu 600 

Terrorverfahren einleiten. 2016 seien es insgesamt rund 250 

gewesen, im Jahr 2013 nur 68.   

Das Ruhrgebiet – Armenhaus 
der Republik 

Steigende Arbeitslosigkeit, völlig überschuldete Kommunen, 

hoher Ausländeranteil, Armut quer durch alle Altersschichten und 

die Zunahme von "No-go-Areas". So lässt sich die Situation im 

Ruhrgebiet kurz und knapp beschreiben. Dabei war diese 

Entwicklung schleichend, aber vorhersehbar. Während sich viele 

Politiker kaum noch in die krisengebeutelten Städte trauen, 

blicken immer mehr angrenzende Kommunen verängstigt auf die 

Entwicklung und befürchten ähnliche Situationen in ihrer Stadt. 

Alleine in den vergangenen Jahren stieg die Arbeitslosigkeit 

überdurchschnittlich an. Durch die Niederlassungsfreiheit kamen 

zehntausende Bulgaren und Rumänen in den Ruhrpott. 

Schwarzarbeit, Drogenhandel und Prostitution erlebten eine 

unerfreuliche Zunahme. Unvergessen war in diesem 

Zusammenhang eine scheinbar ungewollte Betroffenheits-

berichterstattung des WDR in einem Duisburger Krisenstadtteil, 

bei dem Migranten, die bereits jahrzehntelang in der Stadt lebten, 

unzensiert ihren Frust über die Zuwanderungspolitik äußerten und 

den WDR-Reporter an die Grenzen der Belastbarkeit brachten. Es 

wird deshalb endlich Zeit die notleidenden Krisenregionen in 

unserer Heimat zu retten, denn primär sind wir unseren Bürgern 

gegenüber verpflichtet. 

 

Laut BiBB: 59 Prozent der Asylbewerber haben 

keinen Abschluss  
„Sie sind gekommen, um unser Land zu retten“. So wurde 

und wird sinngemäß den Menschen in unserem Land die 

Masseneinwanderung als Notwendigkeit verkauft. Sie haben 

gottgleich viele Bezeichnungen und ein Hinterfragen grenzt 

an Frevel. „Retter der Rente“, „Verhinderer des Aussterbens 

unserer Nation“, „Bereicherer in kulturellen und 

wirtschaftlichen Dingen“. Dabei kollidieren die 

Ankündigungen häufig immer wieder mit der Realität. 

Sicherlich sorgt die Zuwanderung auch für eine sprunghafte 

Bereicherung der Kriminalitätsstatistik und das Aussterben 

der eigenen Nation wurde durch einen 

Bevölkerungsaustausch ersetzt. Was aber aus den 

Fachkräften und Akademikern wurde, darf in der neuen 

Analyse des Bundesinstituts für Berufsbildung (BiBB) 

nachgelesen werden.  

29 Prozent der arbeitssuchenden Asylbewerber hätten der 

BA-Statistik zufolge keinen Schulabschluss. Rund 25 Prozent 

der knapp 500.000 arbeitssuchenden Asylbewerber machten 

zu ihrer Bildung keine Angaben. Welcher Aufwand notwendig 

ist, um auch nur ansatzweise von der Zuwanderung zu 

profitieren, zeigt sich bereits daran, dass 30 Prozent aller 

Syrer die Integrationskurse besuchten, zuvor einen 

Alphabetisierungskurs absolvieren mussten, so das BiBB. 

Wir sollen also von jenen gerettet werden, die oftmals schon 

in ihren Heimatländern zum Bodensatz der Gesellschaft 

gehörten. 

 

Gefährder können dich abgeschoben werden 

Das Bundesverwaltungsgericht hat in zwei 

Grundsatzentscheidungen die Abschiebung von 

Terrorverdächtigen ohne deutschen Pass gebilligt und die 

Klagen zweier Männer gegen Abschiebeanordnungen des 

niedersächsischen Innenministeriums abgewiesen. Beide 

Personen sind in Deutschland geboren und aufgewachsen. 

Einer ist aber algerischer Staatsbürger, der andere 

Nigerianer. Die Sicherheitsbehörden hatten die 27 und 21 

Jahre alten Männer als Gefährder eingestuft. Sie sollen den 

IS unterstützt und Attentate geplant haben, teilte die 

Göttinger Polizei mit.  

Mit der Abschiebung des Nigerianers im April hatte 

Niedersachsen erstmals einen islamistischen Gefährder 

ausgeflogen, obwohl er noch keine Straftat begangen hatte.  

Für ein Strafverfahren reichten die Beweise der zuständigen 

Staatsanwaltschaft nicht. Daher machte Niedersachsen von 

einer 2005 ins Aufenthaltsgesetz eingefügten Vorschrift 

Gebrauch, wonach die Länder die Abschiebung eines 

Ausländers anordnen können, um terroristischen oder 

anderen Sicherheitsgefahren vorzubeugen. 

 

 



 

 

 

 

KURZ UND BÜNDI G

TEILNAHME AN DEN LANDTAGSWAHLEN IN 
NIEDERSACHSEN 

Unsere Parteifreunde in 

Niedersachsen kämpfen, um 

an den vorgezogenen 

Neuwahlen teilnehmen zu 

können. Zeitgleich wird der 

Aufbau vorangetrieben. So 

stellten sich z.B. nach über 

10 Jahren der Kreisverband 

Wilhelmshaven neu auf. 

Wegen der verkürzten 

Fristen werden nicht nur 

Unterstützungsunterschriften 

benötigt, sondern auch 

zusätzliche Sammler, die 

unsere lokalen Aktivisten unterstützen. Helfen Sie alle mit und 

lassen Sie Freunde und Bekannte ein Formblatt unterschreiben, 

die ihren Hauptwohnsitz in Niedersachsen haben. Sie können 

das Formular online abrufen und ausdrucken: 

https://www.rep.de/landesverbände/niedersachsen/ 

STÜRZENBERGER VERURTEILT  

Der frühere Bundesvorsitzende der aufgelösten Partei „Die 

Freiheit“ wurde in einem skandalösen Prozess zu einer 

Bewährungsstrafe verurteilt. Der Politiker hatte im Sommer 

vergangenen Jahres in sozialen Netzwerken einen kritischen Text 

veröffentlicht, der sich mit dem Islam befasste. Die 

Staatsanwaltschaft warf ihm daraufhin vor, den Islam als 

faschistische Ideologie zu bezeichnen. In der Berichterstattung 

sollen zwei Originalfotos verwendet worden sein, die den 

damaligen Mufti von Jerusalem Mohammed Amin Al-Husseini mit 

Hakenkreuzen zeigten. Das Gericht sah in den 

Veröffentlichungen eine Beschimpfung von Bekenntnissen, 

Religionsgesellschaften und Weltanschauungen in Tateinheit mit 

dem Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger 

Organisationen und verurteilte ihn zu einer Haftstrafe von sechs 

Monaten auf Bewährung. Stürzenberger kündigte bereits an, sich 

gegen die Entscheidung zu wehren. 

KEINE WAHLEMPFEHLUNG ZUR 
BUNDESTAGWAHL 

Wie bereits mitgeteilt, nehmen wir Republikaner 

ausnahmsweise nicht an der Bundestagswahl teil, sondern 

sind erst wieder zur Europawahl deutschlandweit wählbar. Die 

Nachfragen haben sich jedoch gehäuft, ob seitens des Bundes 

eine Wahlempfehlung ausgesprochen wird. Einigkeit besteht 

dahingehend, dass keine anderen Partei ausreichend 

programmatisch mit uns übereinstimmt und damit eindeutig zu 

empfehlen ist. Um jedoch nicht die Altparteien zu stärken, wäre 

eine Stimmabgabe zugunsten sehr kleiner verfassungstreuer 

Parteien sinnvoll, die zumindest in den Kernpunkten mit 

unserem Programm übereinstimmen und dem freiheitlich-

konservativen Spektrum angehören. Zwar werden diese nicht 

den Einzug in den Bundestag schaffen, jedoch die Bedeutung 

des jeweiligen Themas unterstreichen und die 

Zuwanderungsparteien schwächen. 

 

HEIMAT GESTALTEN - REPUBLIKANER WERDEN  

Werden Sie Mitglied und 

Unterstützer unserer 

Partei. Unser Land hat 

bereits zu viele 

Zuschauer und 

besonders heute ist es 

wichtiger denn je, dass 

mehr Menschen ihren 

Anteil zur zwingend 

notwendigen Veränderung leisten. Jeder kann sich einbringen, 

entweder als aktives Mitglied oder als passiver Unterstützer. 

Werden Sie Republikaner und Teil einer Oppositionskraft, die 

sich primär für die Interessen unserer Bevölkerung und für den 

Erhalt unserer Identität und Kultur einsetzt. Jetzt ist Ihre 

Chance sich zu beteiligen. Nutzen Sie diese, bevor unsere 

Heimat noch mehr Schaden nimmt. Einen Aufnahmeantrag 

finden Sie auf Seite 4 oder http://www.rep.de/mitglied-

werden 

 

 

 

Unterstützen Sie uns mit einer Spende 

 Spendenkonto: DIE REPUBLIKANER (REP) Postbank Dortmund,  

IBAN:DE6044 0100 4603 8745 0460  BIC: PBNKDEFFXXX 

 

  Impressum: DIE REPUBLIKANER -  Postfach 87 02 10 - 13162 Berlin - V.i.S.d.P.: Kevin Krieger 

 

 Kontaktabschnitt: 
 

 Tel.: 0211 ï 995 487 94 oder kontakt@rep.de 

 

Informieren Sie sich über unsere Arbeit  

 O Ich möchte mehr über die Partei erfahren. 

 O Bitte laden Sie mich zu einer Veranstaltung ein. 

 O Ich möchte Mitglied werden. 

https://www.rep.de/landesverbände/niedersachsen/
http://www.rep.de/mitglied-werden
http://www.rep.de/mitglied-werden


 

 

 

 

VERANSTALTUNGEN  

¶ Heidelberg: einmal im Monat. Informationen unter heidelberg@rep.de oder 0157/30663871. 

¶ Karlsruhe Land: Nächster politische Stammtisch am 17.09., 10.00 Uhr, in Wiesental. Weitere Informationen unter 07254-72375. 

¶ München: Stammtisch mit Infoveranstaltung jeden zweiten Dienstag im Monat ab 19 Uhr im Gasthof Zum Goldenen Roß, Rosenheimer 
Str. 189, 81671 München. Näheres unter 089/2158367. 

¶ Erding: Stammtisch jeden dritten Freitag im Monat ab 19.30 Uhr beim Lindenwirt in Erding/Bergham (Nähe S-Bahn-Station Aufhausen). 
Regelmäßige Infostände in Erding, Dorfen und Taufkirchen; Info unter Tel. 08083/8717. 

¶ Nürnberger Land: Stammtisch jeden vierten Samstag im Monat ab 19.30 Uhr, Gaststätte „Zum Goldenen Stern“, Nürnberger Str. 7, 
91224 Pommelsbrunn. Info unter 01522-2624313. 

¶ Kissing: Jeden ersten Montag im Monat (außer August) findet ein politischer Stammtisch statt. Beginn 19.30 Uhr, Gaststätte Ralax‘t, Pe-
terhofstr.15, 8438 Kissing. 

¶ Forchheim: In Forchheim führen die Republikaner einen monatlichen Stammtisch durch. Die nächste Veranstaltung findet am 
15.09.2017, um 16.00 Uhr, Restaurant Sonne am Weingartsteig, Am Weingartsteig 248, 91391 Forchheim, statt. Interessenten 
melden sich bitte bei Herrn Noffke, Bezirksvorsitzer u. Kreisrat: 09191/31880. 

¶ Frankfurt am Main: Politischer Stammtisch am ersten Dienstag im Monat. Info: 069/522500. 

¶ Kassel: Tel. 0661/603746, vierwöchentliches Informationstreffen. 

¶ Düsseldorf: Monatlicher Informationsabend des REP-Kreisverbandes: duesseldorf@rep.de oder Tel./Fax 0211-6022383. Zudem findet 
am 3.10 wieder das jährliche Sommerfest statt. 

¶ Köln: Monatliche Informationsveranstaltungen; Kontakt unter: kontakt@rep-nrw.de 

¶ Aachen: Politischer Informationsabend jeden ersten Freitag im Monat um 18 Uhr. Näheres unter nrw@rep.de. 

¶ Wuppertal: Monatlicher Stammtisch, Einladungen erfolgen schriftlich. Kontakt unter: wuppertal@rep.de. 

¶ Bochum: Monatlicher Informationsabend / Ruhrstammtisch. Kontakt unter: kontakt@rep.nrw.de. 

¶ Essen: Monatlicher Informationsabend der Republikaner in Essen. Kontakt über: nrw@rep.de 

¶ Dortmund: Monatlicher Informationsabend: Kontakt unter dortmund@rep.de. 

¶ Ostwestfalen-Lippe: Jeden ersten Montag im Monat, um 20.00 Uhr, in Herford. Informationen unter kontakt@rep-nrw.de. 

¶ Kreis Kleve: Monatliche Informationsveranstaltungen des REP-Kreisverbandes Kleve, jeden zweiten Freitag im Monat. Interessierte 
Bürger können sich per E-Mail eine Einladung über den Landesverband senden lassen: kleve@rep.de 

¶ Vogtland: Die Republikaner im Vogtland führen jeweils eine monatliche Informationsveranstaltung durch. Infos unter: sachsen@rep.de    

    

BITTE ÄNDERUNGEN ODER WEITERE VERANSTALTUNGEN DER BUNDESGESCHÄFTSSTELLE MITTEILEN 



 


